
 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 
 
 

 
 
 

BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
1. Gewerbesteuer: Unionsrechtmäßigkeit der Hinzurechnung von Dividenden 

aus Auslandsbeteiligungen 
Beschluss vom 23.11.2021, Az: I R 5/18  

2. Einkommensteuer: Beschränkte Steuerpflicht und Verpflichtung zum Steuer-
abzug bei zeitlich unbegrenzter Überlassung von Know-how 
Urteil vom 13.10.2021, Az: I R 18/18  

3. Einkommensteuer: Ermittlung des Gewinns aus privatem Veräußerungsge-
schäft des Einzelrechtsnachfolgers nach unentgeltlichem Erwerb 
Urteil vom 06.12.2021, Az: IX R 3/21  

4. Entschädigungsanspruch: Verfahrensverlängerung infolge der Corona-Pande-
mie  
Urteil vom 27.10.2021, Az: X K 5/20  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

1. Gewerbesteuer: Unionsrechtmäßigkeit der Hinzurechnung von Dividenden aus 
Auslandsbeteiligungen 
Beschluss vom 23.11.2021, Az: I R 5/18 
Dem EuGH wird folgende Rechtsfrage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

Ist Art. 56 Abs. 1 EG (jetzt Art. 63 Abs. 1 AEUV) dahin auszulegen, dass er der Vor-
schrift eines Mitgliedstaats entgegensteht, nach der bei der Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage der Gewerbesteuer einer Körperschaft Dividenden, die aus Beteiligun-
gen an ausländischen Kapitalgesellschaften in Höhe von weniger als 10 % (Streube-
sitzbeteiligungen) stammen, der Bemessungsgrundlage wieder hinzugerechnet werden, 
wenn und soweit diese Dividenden in einem vorangegangenen Ermittlungsschritt von 
der Bemessungsgrundlage abgezogen worden sind, während hinsichtlich solcher Divi-
denden, die aus Streubesitzbeteiligungen an Kapitalgesellschaften mit Sitz in dem be-
treffenden Mitgliedstaat stammen, bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der 
Gewerbesteuer kein Abzug und folglich auch keine (Wieder–)Hinzurechnung der Di-
videnden stattfindet? 
 

  

2. Einkommensteuer: Beschränkte Steuerpflicht und Verpflichtung zum Steuerab-
zug bei zeitlich unbegrenzter Überlassung von Know-how 
Urteil vom 13.10.2021, Az: I R 18/18 
1. Die zeitlich unbegrenzte Überlassung von Know-how durch einen ausländischen 
Vergütungsgläubiger kann zu beschränkt steuerpflichtigen Einkünften i.S. des § 49 
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Abs. 1 Nr. 9 EStG führen. Dabei setzt das Tatbestandsmerkmal der tatsächlichen Nut-
zung des Know-how im Inland nicht voraus, dass das Know-how den vereinbarten 
Umfang und/oder die vereinbarte Qualität hatte, um die im Inland verfolgten Zwecke 
zu erfüllen. 
 
2. Wird gegenüber dem inländischen Vergütungs- und Entrichtungsschuldner, der den 
Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 EStG unterlassen hat, nach § 50a Abs. 5 
Satz 5 EStG ein Haftungsbescheid erlassen, kommt es für dessen Rechtmäßigkeit we-
der auf die abkommensrechtliche Freistellung der Einkünfte (§ 50d Abs. 1 Satz 1 und 
10 EStG) noch auf die Undurchführbarkeit des Erstattungsverfahrens nach § 50d Abs. 
1 Satz 2 ff. EStG aufgrund der Insolvenz des Vergütungsgläubigers an (§ 73g Abs. 1 
EStDV). Das Zusammenwirken dieser Umstände könnte ggf. im Rahmen eines geson-
derten Billigkeitsverfahrens nach § 227 AO berücksichtigt werden. 
 

  

3. Einkommensteuer: Ermittlung des Gewinns aus privatem Veräußerungsgeschäft 
des Einzelrechtsnachfolgers nach unentgeltlichem Erwerb 
Urteil vom 06.12.2021, Az: IX R 3/21 
1. "Angesetzter" Wert i.S. des § 23 Abs. 3 Satz 3 EStG ist der Wert, der der Steuerfest-
setzung zugrunde gelegt worden ist. 
 
2. Ist die Entnahme steuerlich nicht erfasst worden, ist der "angesetzte" Wert der 
Buchwert. 
 

  

4. Entschädigungsanspruch: Verfahrensverlängerung infolge der Corona-Pandemie 
Urteil vom 27.10.2021, Az: X K 5/20 
1. Nach den Erwägungen des Gesetzgebers setzt der (verschuldensunabhängige) Ent-
schädigungsanspruch i.S. des § 198 GVG voraus, dass die Umstände, die zu einer Ver-
längerung der Verfahrensdauer geführt haben, innerhalb des staatlichen bzw. dem 
Staat zurechenbaren Einflussbereichs liegen müssen. 
 
2. Eine zu Beginn der Corona-Pandemie hierdurch verursachte Verzögerung beim Sit-
zungsbetrieb führt nicht zur Unangemessenheit der gerichtlichen Verfahrensdauer i.S. 
des § 198 Abs. 1 GVG, da sie nicht dem staatlichen Verantwortungsbereich zuzuord-
nen ist. 
 
3. Bei der Corona-Pandemie und den zur Eindämmung getroffenen Schutzmaßnahmen 
handelt es sich nicht um ein spezifisch die Justiz betreffendes Problem, da sie --was ihr 
Personal und die Verfahrensbeteiligten anbelangt-- ebenso betroffen ist wie andere öf-
fentliche und private Einrichtungen und Betriebe. 
  

 

 


